
RA Dr. Michael Gubitz, Universit�t Kiel*

Der Anwalt als Strafverteidiger im Ermittlungsverfahren1

Mit der Neuregelung des § 5b IV DRiG im Jahre 2002 ist die Dauer
der Pflichtstation bei einem Rechtsanwalt im Rahmen des Referen-
dariats auf neun Monate angehoben worden. Dieser starken Beto-
nung der anwaltlichen Ausbildung folgend, sollen die Referendare in
die Lage versetzt werden, bei einem Rechtsanwalt von Anfang an
m�glichst selbstst�ndig mit zu arbeiten.2 Sie sollen deshalb mit den
Aufgaben und den Grundz�gen der Denk- und Arbeitsmethode des
Rechtsanwalts vertraut sein. Zielsetzung der nachfolgenden Ausf�h-
rungen ist es, die hierf�r notwendige Grundlage zu schaffen. Die
Darstellung muss sich dabei auf die Vermittlung einer �bersicht
beschr�nken3, wobei sich die Auswahl an den f�r die Praxis und
auch eine etwaige Anwaltsklausur wesentlichen Punkten orientiert.

A. MANDANT AUF FREIEM FUSS
Die Frage nach der richtigen Vorgehensweise als Strafverteidiger
orientiert sich zun�chst daran, zu welchem Zeitpunkt das Man-
datsverh�ltnis beginnt.

I. Mandats�bernahme
In der �berwiegenden Anzahl der F�lle befindet sich der Mandant
auf freiem Fuß. Die sich aus einer Verhaftung ergebenden Be-
sonderheiten werden unten gesondert dargestellt.

1. Erstes Gespr�ch
Es ist zun�chst zu kl�ren, was der Mandant von dem gegen ihn
laufenden Verfahren weiß, sinnvollerweise wurde daher bereits bei
der Terminsverabredung darauf hingewiesen, dass vorhandene
Schriftst�cke (Anh�rungsbogen, Ladung, Durchsuchungsbeschluss,
Niederschrift �ber Sicherstellungen) mitzubringen sind.

a) Informationsbeschaffung
F�r den Fall, dass zwar eine Ladung zur polizeilichen Verneh-
mung vorliegt, es sich aber im Laufe des Gespr�ches ergibt, dass
der Mandant gar nicht weiß, worum es geht, ist die zust�ndige
Polizeidienststelle anzurufen und darum zu bitten, den Gegen-
stand der Befragung bekannt zu geben. Aus §§ 136 I 1, 163a IV
StPO ergibt sich, dass der Sachverhalt zumindest insoweit mit-
zuteilen ist, dass sich der Vernommene dagegen verteidigen kann.
Geb�hren: Es ist nun auch (sp�testens) zu erw�hnen, dass

dieses Gespr�ch eine verg�tungspflichtige Beratung mit den ent-
sprechenden Geb�hren darstellt.4

Das Gespr�ch zum Sachverhalt kann, von Ausnahmen abgesehen,
eher kurz gehalten werden, da es nur der Kl�rung eines eiligen
Handlungsbedarfs, dem ersten Kennenlernen und der Vermeidung
des Eindrucks k�hler Professionalit�t dienen soll. Ein unabwendbares
Bed�rfnis der Besprechung der Sache besteht eigentlich erst nach
Kenntnisnahme vom Akteninhalt. Ausnahmen stellen die noch dar-
zustellenden F�lle dar, in denen sich aus der ersten Schilderung des
Mandanten die Notwendigkeit der Beweissicherung ergibt, etwa
wenn es um Alibizeugen oder Rechtfertigungssituationen geht.
Es ist die Dringlichkeit der Angelegenheit und Schwere des

Vorwurfs einzusch�tzen, um gegebenenfalls den Mandanten �ber
strafprozessuale Ermittlungsmethoden (Telefon�berwachung)
oder Haftgr�nde (Verdunklungsgefahr) aufzukl�ren.
Sofern der Erlass oder das Vorhandensein eines Haftbefehls

m�glich erscheint (das werden meist nicht die F�lle sein, in denen
der Mandant mit einem Anh�rungsbogen oder einer schriftlichen
Vorladung zur Beschuldigtenvernehmung erscheint), ist zu ver-
suchen, den zust�ndigen Staatsanwalt zu ermitteln und mit die-
sem Kontakt aufnehmen. Der Inhalt dieses Gespr�ches setzt
Erfahrung und Fingerspitzengef�hl voraus, denn es m�ssen ja
zun�chst einige Informationen erlangt werden, um sodann einem

Haftbefehl in rechtlicher und tats�chlicher Hinsicht die Grund-
lage zu entziehen.
Wegen des Verbots der Mehrfachverteidigung, § 146 StPO,

und der Pr�fung, ob die Gefahr des Parteiverrats, § 356 StGB,
vorliegt, empfiehlt es sich, bereits im ersten Gespr�ch nach wei-
teren Beschuldigten und Beteiligten zu fragen; außerdem kann so
der Aufbau einer Sockelverteidigung5 erm�glicht werden.

b) Bevollm�chtigung
Nun ist zu kl�ren, ob das Mandat �bernommen wird. Eine schrift-
liche Vollmacht ist zwar nicht unbedingt erforderlich6, bei Zweifeln
an der Bevollm�chtigung kann aber die Vorlage einer schriftlichen
Urkunde verlangt werden. H�ufig wird auch vor Akten�bersen-
dung oder Besuch in der Justizvollzugsanstalt nach der Vollmacht
gefragt, daher sollten schon aus Gr�nden der Vereinfachung ein
oder mehrere Exemplare unterzeichnet werden.
Zu diesem Zeitpunkt ist auch – wenn nicht der Mandant schon

vorher hierzu Fragen gestellt hat – die Frage der Rechtsanwalts-
verg�tung anzusprechen.7

F�r den Bereich der Strafverteidigung gibt es keine Prozess-
kostenhilfe. Die Voraussetzungen, unter denen eine Pflichtver-
teidigerbestellung erfolgt, sind in § 140 StPO geregelt8. Maßst�be
f�r die Bestellung eines Pflichtverteidigers sind im Wesentlichen
die Schwere des vorgeworfenen Delikts und die Unf�higkeit zur
Selbstverteidigung. Keine Bedeutung kommt demgegen�ber den
Erfolgsaussichten und den Verm�gensverh�ltnissen des Beschul-
digten zu.

c) Nur Beratung
In Ausnahmef�llen kann es die Schilderung des Rechtssuchenden
nahe legen, zu er�rtern, ob eine weitere anwaltliche Begleitung
�berhaupt notwendig ist. Das werden vor allem F�lle sein, in
denen der (Bagatell-)Vorwurf von einem bislang Unvorbestraften
einger�umt wird und eine Einstellung nach § 153 oder § 153a
StPO nahezu sicher zu erwarten ist. Nat�rlich kann es trotz der
entsprechenden Beratung auch der Wille des Mandanten sein, in
einem solchen Verfahren nicht ohne fachkundigen Beistand zu
sein. Es sollte aber in diesen Grenzf�llen selbstverst�ndlich sein,
mit dem Mandanten zumindest ausf�hrlich zu er�rtern, ob eine
Vertretung �bernommen wird.

d) Bedenkzeit
Auf der anderen Seite kann es auch dazu kommen, dass der
Mandant trotz des Vorliegens guter Gr�nde f�r eine Verteidigung

* Der Autor ist Rechtsanwalt und Fachanwalt f�r Strafrecht in Kiel sowie Lehrbeauftragter
an der Christian-Albrechts-Universit�t zu Kiel und der Ruhr-Universit�t Bochum.

1 Der Beitrag umfasst insgesamt vier Teile, neben diesem folgen in den n�chsten Heften
der JA »Der Anwalt als Strafverteidiger im Zwischenverfahren«, »Der Anwalt als Straf-
verteidiger im Hauptverfahren« und »Der Anwalt als Strafverteidiger in Berufung und
Revision«.

2 Vgl. nur § 31 JAVO-SH; § 29 JAPrO-BaW�; § 40 Hess JAPrO; § 33 S�chsPrO; § 44
JAPO Berlin; § 24 JAO Saarland; § 13 JAG Berlin; § 13 Bbg JAG, § 37 BbG JAO; § 37
JAPG Bremen

3 Das bedeutet, dass beispielsweise die Besonderheiten des Jugendstrafrechts und auch der
strafprozessualen Zwangsmaßnahmen, wie Durchsuchung, Beschlagnahme und Arrest
nicht er�rtert werden k�nnen.

4 Zu den Geb�hren noch unten; Beratungsgeb�hr, Nr. 2100 VV i.V.m. Nr. 2102 VV,
Erstberatung, h�chstens 190 E

5 Hierunter wird die Abstimmung einer gemeinsamen Verteidigungslinie unter Verteidi-
gern verschiedener Mitbeschuldigter verstanden.

6 Meyer-Goßner StPO, 49. Aufl. 2006, Vor. § 137 Rn. 9.
7 Einzelheiten hierzu werden im Zweiten Teil weiter ausgef�hrt.
8 F�r Jugendliche und f�r Heranwachsende sind die Voraussetzungen erweitert, § 68 JGG

(f�r Heranwachsende i.V.m. § 109 I JGG); auf die Besonderheiten des Jugendstraf-
verfahrens kann aus Platzgr�nden im weiteren aber nur vereinzelt weiter eingegangen
werden.
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nur eine Beratung w�nscht. Neben dem finanziellen Aspekt spie-
len hier auch psychologische Momente beim erstmaligen Auf-
einandertreffen zweier sich vorher v�llig unbekannter Personen
eine Rolle. Diese Unw�gbarkeiten sollten ebenfalls im ersten
Gespr�ch nicht außer Acht gelassen werden und – bei entspre-
chenden Anzeichen – dem Mandanten die M�glichkeit er�ffnet
werden, die Mandats�bertragung noch zu �berdenken.
Kommt es nicht zu einer Mandats�bernahme, ist eine Beleh-

rung �ber den Fortgang des Verfahrens erforderlich. Die Rat-
suchenden sind auf die M�glichkeit hinzuweisen, dass das Ver-
fahren ohne weitere Zwischenschritte in einer Anklage oder einen
Strafbefehl m�nden kann. Es ist zu erl�utern, dass die M�glich-
keiten der Einflussnahme auf einen Verfahrensausgang nach den
§§ 170 II, 154, 153a StPO und § 31a BtMG durch einen Ver-
teidiger gr�ßer sind als durch einen Beschuldigten, der sich selbst
verteidigt.
Beruht die z�gerliche Haltung des Mandanten auf der H�he

der Anwaltsverg�tung, kann vorgeschlagen werden, gegen einen
Pauschalbetrag zun�chst nur die Akte einzusehen, um erst danach
und nach einer weiteren Er�rterung und Beratung eine Entschei-
dung �ber die Weiterf�hrung des Mandats zu treffen.

2. Prognose?
Bei der Frage der m�glichen Folgen des Verfahrens f�r den
Beschuldigten verliert das Mandatierungsgespr�ch manchmal an
Konturen. Neben den Fragen der Mandats�bernahme und der
Honorierung m�chte der Mandant nat�rlich wissen, was ihn im
Ergebnis erwartet, vor allem, wie hoch eine m�gliche Strafe aus-
fallen wird. Ohne Aktenkenntnis und Klarheit etwa �ber die
Vorstrafensituation des Mandanten sollte man sich hier zu einer
Prognose allenfalls in absoluten Bagatellf�llen hinreißen lassen.

II. Sonderf�lle
An dieser Stelle nicht weiter vertieft werden k�nnen Sonderf�lle,
wie der des »gef�hrdeten Zeugen«, in denen der Mandant mit
einer polizeilichen oder staatsanwaltschaftlichen Ladung zur Zeu-
genvernehmung kommt. Nur so viel: Eine Pflicht des Zeugen,
einer polizeilichen Ladung Folge zu leisten besteht nicht. Es mag
aber gute Gr�nde und entsprechenden Beratungsbedarf geben,
dies dennoch zu tun. Einer Ladung der Staatsanwaltschaft muss
Folge geleistet werden (§ 161a I StPO). In beiden F�llen kann die
Reichweite etwaiger Auskunfts- (§ 55 StPO) und Zeugnisverwei-
gerungsrechte (§§ 52 ff. StPO) zu er�rtern sein.

III. T�tigkeiten nach der Mandatierung
Nach dem ersten Gespr�ch ist zu entscheiden, welche Maßnah-
men zu treffen sind.

1. Verteidigungsanzeige
F�r die Verteidigungsanzeige wird es in den meisten Kanzleien, in
denen Referendare auch mit Strafsachen betraut werden, Formu-
larschreiben und Textbausteine geben.

a) Schreiben an Polizei
Wesentliche Bestandteile des ersten Schreibens an die Polizei sind
die Auskunft, dass der Mandant »auf den Rat des Unterzeichners
hin zun�chst keine Angaben« machen wird und davon ausgegan-
gen wird, dass die Angaben im Sinne von § 111 OWiG9 vorliegen
sowie die bestimmt vorgetragene Bitte, sich »nicht direkt an den
Mandanten zu wenden, sondern sich bei etwaigem Kl�rungsbedarf
an den Unterzeichner zu wenden«. Abschließend ist dann Akten-
einsicht gegen�ber der Staatsanwaltschaft10 zu beantragen.

b) Schreiben an Staatsanwaltschaft
Wenn das Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft bekannt ist, kann
in einem ersten Schreiben an diese direkt und ggfs sehr schnell

Akteneinsicht begehrt und erlangt werden. Bei Eilbed�rftigkeit ist
auf der Gesch�ftsstelle der Staatsanwaltschaft zu versuchen, in
Erfahrung zu bringen, ob sich die Akte dort befindet; wenn nicht,
ist sie entweder bei der Polizei (weitere Ermittlungen) oder beim
Gericht (Haftbefehl, Durchsuchungsbeschluss, T�?). F�r den
Fall, dass die Akte sich bei der Polizei befindet, sollte von der
Staatsanwaltschaft das polizeiliche Aktenzeichen11 und die genaue
Dienststelle erfragt werden, um das Schreiben an die Polizei, mit
der auf die Wahrnehmung des Schweigerechts hingewiesen wird,
an diese zus�tzlich abzusenden.

c) Stellungnahme, Beweisanregungen vor Akteneinsicht?
Neben diesen zumeist eher formalen Dingen ist nun die Pr�fung
vorzunehmen, ob schon jetzt Stellungnahmen und/oder Bewei-
sanregungen zu fertigen sind. In der Vorstellung von Berufs-
anf�ngern hat diese Frage gew�hnlich eine sehr viel h�here Be-
deutung als in vielen F�llen der Praxis. �ußerungen zur Sache
oder Beweisanregungen ohne Akteneinsicht d�rften eher die ab-
solute Ausnahme darstellen.
Anl�sse f�r eine Ausnahme k�nnen bei Beweisanregungen sein:

Der drohende Verlust des Beweismittels, etwa wegen der Auf-
bewahrungsfristen von Verbindungsdaten bei Telekommunikati-
onsdienstleistern oder der Verlust des Erinnerungsverm�gens von
Zeugen, wenn Alibi, Rechtfertigungssituation oder �hnliches in
Betracht kommen. Letzteres, n�mlich die Geltendmachung eines
Rechtfertigungsgrundes und die Schilderung einer Rechtfer-
tigungssituation, kann eine Ausnahme von der Regel, dass keine
Sach�ußerung vor Akteneinsicht erfolgt, gebieten. Es ist aber zu
erheblicher Vorsicht zu raten. Derartige �ußerungen pr�kludie-
ren nicht, sind also nicht schon deshalb, weil sie sp�ter als von den
Strafverfolgungsbeh�rden gew�nscht ins Verfahren eingef�hrt
werden, im Wert gemindert. Das Risiko einzugehen, dass sie in
un�berbr�ckbarem Widerspruch zur Aktenlage im �brigen ste-
hen, ist daher nur selten gerechtfertigt.
Mit Stellungnahmen und �ußerungen vor Akteneinsicht sollte

selbst im Falle eines beabsichtigten Gest�ndnisses zur�ckhaltend
umgegangen werden. Auch dieses verliert nicht durch Zeitablauf
in einem Maß an Wert, das es rechtfertigt, die negative Wirkung
einer Unvereinbarkeit mit anderen Beweismitteln zu riskieren.

2. Akteneinsicht
Nach dem ersten Mandantengespr�ch ist vollst�ndige Aktenein-
sicht zu beantragen, also auch die �bersendung von Beiakten,
Sonderb�nden etc zu verlangen.
Es besteht ein Recht auf Akteneinsicht: § 147 StPO. Sp�testens

mit dem Vermerk �ber den Abschluss der Ermittlungen, vgl.
§§ 147 II, 169a StPO, kann die Akteneinsicht nicht mehr ver-
wehrt und ggf eine gerichtliche Entscheidung herbeigef�hrt wer-
den, § 147 V 2 StPO. Jedenfalls in die in § 147 III StPO ge-
nannten Unterlagen besteht in jedem Verfahrensstadium ein
Recht auf Akteneinsicht.12

Nach Erhalt der Akte steht die wichtigste und unerl�ssliche
T�tigkeit f�r eine sachgerechte Verteidigung an, das sorgf�ltige
Aktenstudium. Es ist zun�chst, noch vor dem Auftrag an die
Mitarbeiter der Kanzlei, die Akte vollst�ndig zu kopieren, zu
pr�fen oder durch geschulte Mitarbeiter pr�fen zu lassen, ob

9 Vor-, Familien- und Geburtsname, Geburtstag, Familienstand, Beruf, Wohnort, Woh-
nung, Staatsangeh�rigkeit; vgl. zum Umfang der sich aus § 111 OWiG ergebenden
Pflicht auch OLG Dresden StraFo 2005, 391.

10 Nur diese und nicht schon die Polizei kann Akteneinsicht gew�hren, § 147 V 1 StPO.
11 Genannt Vorgangsnummer oder Bearbeitungsnummer oder Tagebuchnummer.
12 Dar�ber hinaus besteht in den F�llen, in denen der Mandant inhaftiert oder ein Arrest

angeordnet ist, ein Recht auf Einsicht in die diese Entscheidung tragenden Akten-
bestandteile, vgl. BVerfG StV 1994, 465; EGMR NJW 2002, 2013 (zur Untersuchungs-
haft); BVerfG NJW 2006, 1048 (zum Arrest). Eine �bertragbarkeit der diesen Ent-
scheidungen zu Grunde liegenden Rechtsgedanken auf die Beschlagnahme soll nach LG
Berlin NStZ 2006, 472, nicht geben sein.
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die Akte vollst�ndig ist. So wird z.B. gelegentlich der Bundes-
zentralregisterauszug13 vorab herausgenommen; h�ufig ist auch
die Durchf�hrung einer Wahllichtbildvorlage in einer gesondert
angelegten Lichtbildmappe dokumentiert oder es ergeben sich aus
Verf�gungen Hinweise auf Beiakten, Sonderb�nde etc, die aber
nicht beigef�gt sind. Auch ist die Foliierung zu kontrollieren.14

Bei großem Umfang des Verfahrens k�nnen die technischen
Voraussetzungen des Scannens der Akten genutzt werden, um
eine digitale Kopie der Akten, die unproblematischer mit einem
Computer bearbeitet werden kann, zu erlangen.

a) Aktenstudium
Bei Niederschriften der Vernehmungen von Zeugen, auf deren
Glaubw�rdigkeit es insbesondere ankommt, ist genau zu pr�fen,
ob Hinweise auf weitere Vernehmungen oder informelle Vor-
gespr�che mit den Vernehmungsbeamten vorhanden sind, gege-
benenfalls ist diesen Hinweisen durch entsprechende Anfragen
und Nachforderung von Aktenbestandteilen nachzugehen. Ob
allerdings in jedem Fall die Unvollst�ndigkeit der Akte schon
in diesem fr�hen Stadium ger�gt und geheilt werden sollte, ist
eine taktische Frage, deren Beantwortung naturgem�ß noch von
einer Reihe weiterer Aspekte abh�ngt.

b) Weitere Aktivit�ten nach dem Aktenstudium
Nach dem Aktenstudium schließt sich die Frage nach weiteren
Aktivit�ten, etwa eigenen Ermittlungen, an. Dies k�nnen ins-
besondere auch Zeugenvernehmungen und Schriftverkehr oder
Telefonate mit Sachverst�ndigen sein. Daneben k�nnen sich Be-
weisanregungen empfehlen. Hierbei k�nnen auch Probleme, die
stets zu bedenken sind, entstehen:
n M�glicherweise wird die Verteidigungsstrategie fr�h bekannt,
was dazu f�hren kann, dass Belastungszeugen ihre Aussage
»anpassen«, sei es, dass sie durch anwaltliche Vertretung Akten-
einsicht hatten oder von der Polizei entsprechend befragt wer-
den.

n Außerdem kann dies dazu f�hren, dass die Polizeiarbeit effekti-
viert – wird, auch im Sinne eines Schuld- oder Schuldschwe-
renachweises.

n Auch ist das Problem der psychologischen Wirkung eines miss-
lungenen Entlastungsversuches zu beachten.

Beispielsweise kann das Augenmerk beim Aktenstudium ins-
besondere auf folgende Ansatzpunkte f�r die Verteidigung zu
richten sein:
n Liegen die Tatbestandsmerkmale der vorgeworfenen Tat vor?15

n Liegt ein Versuch oder nur eine straflose Vorbereitungshand-
lung vor, ggfs ein R�cktritt vom Versuch?

n Liegt ein benannter/unbenannter minder/besonders schwerer
Fall vor?

n Wurde eine Lichtbildvorlage oder Gegen�berstellung ord-
nungsgem�ß durchgef�hrt?16

n Sind die rechtsstaatlichen Anforderungen an Durchsuchungs-
beschluss und Beschlagnahmebeschluss eingehalten?17

n Wurden bei Vernehmungen Zeugen, Angeh�rige und sonstige
Zeugnisberechtigte ausreichend belehrt und ein etwaiger �ber-
gang von der Zeugen- zur Beschuldigteneigenschaft ausrei-
chend dokumentiert und mit den entsprechenden Belehrungen
versehen?18 Ist bei erkanntem Vorliegen von etwaigen Beweis-
verwertungsverboten eine sp�tere weitere oder fortgesetzte Ver-
nehmung mit einer sogenannten »qualifizierten Belehrung«
verbunden worden?19

n K�nnen Anhaltspunkte f�r Zweifel an der Glaubw�rdigkeit der
Belastungszeugen gefunden werden?20

c) Unterrichtung des Mandanten
Von diesen T�tigkeiten ist der Mandant zu unterrichten. Nach-
dem er von dem Akteneinsichtsgesuch und von den anderen

ausgehenden Schriftst�cken mindestens durch die �bersendung
von Abschriften auf dem Laufenden gehalten worden ist, ist es
nun, da gew�hnlich doch einige Zeit ins Land gegangen sein
d�rfte, n�tig, den Mandanten pers�nlich zu informieren. Es ist
auch zul�ssig, dem Mandanten einen kopierten Aktenauszug zum
Durchlesen und Durcharbeiten zu geben.21 Dies kann im Hin-
blick auf Detailwissen des Mandanten sinnvoll sein; einer Wei-
tergabe an Dritte sollte dann aber durch eine eindringliche Be-
lehrung des Mandanten vorgebeugt werden.
In dem Gespr�ch sollte auch ein Rahmen dessen, was mit der

Verteidigung erreicht werden kann und soll, gesteckt werden.
Hier�ber sollte sich der Verteidiger also rechtzeitig selbst klar
werden. Sp�testens jetzt kann auch die Frage danach, ob eine
Bestrafung zu erwarten ist, nicht mehr unbeantwortet im Raum
stehen bleiben.

3. Eigene Ermittlungen des Verteidigers
Ist der Sachverhalt noch nicht vollst�ndig aufgekl�rt oder bedarf
es aus Sicht der Verteidigung noch weiterer Ermittlungen, k�n-
nen auch bereits im Ermittlungsverfahren Beweisantr�ge oder
-anregungen gegeben werden. Es ist dem Verteidiger auch unbe-
nommen, eigene Ermittlungen anzustellen, die §§ 222 II, 246 II,
III, 364a und 364b StPO setzen dies sogar voraus. Insbesondere
die Befragung von Zeugen vor deren Benennung gegen�ber der
Staatsanwaltschaft geh�rt zum Handwerkzeug einer sachgerech-
ten Verteidigung. Dennoch ist in der Praxis die Zeugenbefragung
in der Kanzlei des Verteidigers noch eher die Ausnahme. Die
Nutzung aller zur Verf�gung stehenden M�glichkeiten schon im
Ermittlungsverfahren geh�rt aber zu einer engagierten Verteidi-
gung.

4. Definition eines Verteidigungszieles
Bei der Definition eines Verteidigungszieles kann zun�chst grob
danach unterschieden werden, ob eine Strafmaß- oder Schuld-
spruchverteidigung angesichts der Sach- und Rechtslage der f�r
den Mandanten richtige Weg ist.

a) Strafmaß- oder Freispruchverteidigung
Unter einer Strafmaßverteidigung wird verstanden, dass der Man-
dant den Schuldvorwurf eingesteht und sich die Verteidigungs-
aktivit�ten darauf richten, eine f�r den Mandanten akzeptable
Rechtsfolge zu erreichen. Unter einer Schuldspruch- oder Frei-
spruchverteidigung ist in erster Linie zu verstehen, dass der Man-
dant die ihm vorgeworfene Tat bestreitet und den »Schuldspruch«
angreift. Nat�rlich sind auch Mischformen denkbar, etwa, wenn
statt des eines Deliktes die Verurteilung wegen eines anderen
Straftatbestandes mit milderer Rechtsfolge angestrebt wird.

13 BVerfG StV 1983, 137: Verteidiger »auskunftsberechtigte Stelle« im Sinne des BZRG.
14 Damit vermeidet man auch die Probleme, die dann auftauchen, wenn die Foliierung

durcheinander geraten ist und dies erst nach dem Kopieren in der Kanzlei entdeckt wird.
15 Dies ist zwar eine Selbstverst�ndlichkeit, kann aber nicht oft genug betont werden.

Gerade in der Praxis, aber auch in f�r eine Klausur aufbereiteten Aktenausz�gen,
wird immer wieder auch zu pr�fen sein, ob das vorgeworfene Verhalten �berhaupt
einen Straftatbestand erf�llt.

16 In Nr. 18 der Richtlinien f�r das Straf- und Bußgeldverfahren (RiStBV) finden sich
Anforderungen an die Durchf�hrung von Gegen�berstellungen und Wahllichtbildvor-
lagen; grundlegend dazu: Odenthal, NStZ 1985, 433.

17 Vgl. z.B. BVerfG StV 2001, 207 zur Gefahr im Verzug.
18 Meyer-Goßner (Fn. 6) Einl. Rn. 76.
19 Vgl. Meyer-Goßner (Fn. 6) § 136 Rn. 9 und § 136a Rn. 30.
20 Vgl. BGHSt 45, 164 = NStZ 2000, 100 zu den wissenschaftlichen Anforderungen an ein

Glaubw�rdigkeitsgutachten. Als aussageimmanente so genannte Realkennzeichen gelten:
Logische Konsistenz, quantitativer Detailreichtum, raum-zeitliche Verkn�pfungen,
Schilderung ausgefallener Details und psychischer Vorg�nge, Entlastung des Beschul-
digten und deliktsspezifische Aussageelemente. Als aussage�bergreifendes Kriterium f�r
einen Erlebnisbezug des Geschilderten sind die inhaltliche Konstanz der Aussagen im
Hinblick auf �bereinstimmungen, Widerspr�che, Erg�nzungen und Auslassungen sowie
die Aussagegenese und m�gliche Motive f�r eine Falschbelastung zu pr�fen.

21 Vgl. BGHSt 29, 99 (102).
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b) Einstellung des Verfahrens
Neben dem Verteidigungsziel, eine Einstellung des Ermittlungs-
verfahrens mangels hinreichenden Tatverdachts zu erreichen,
kommen insbesondere folgende M�glichkeiten in Betracht:
n § 153 StPO: Einstellung wegen Geringf�gigkeit; hier ist zu
beachten, dass grunds�tzlich die Zustimmung des zust�ndigen
Gerichtes erforderlich und nur dann entbehrlich ist, wenn der
Vorwurf ein Vergehen betrifft, das nicht mit einer im Mindest-
maß erh�hten Strafe bedroht ist (§ 153 I 2 StPO);

n § 153a StPO: Einstellung nach Erf�llung von Auflagen; hier ist
ebenfalls die Zustimmung des Gerichts erforderlich, § 153 I 2
StPO gilt jedoch in den F�llen des § 153a I 2 Nr. 1 bis 5 StPO
entsprechend. Vor allem die Nr. 1 (Geldauflage); Nr. 5 (T�ter-
Opfer-Ausgleich – TOA, vgl. § 46a StGB); Nr. 6 (Aufbause-
minar nach dem Straßenverkehrsgesetz) kommen als Auflagen
in Betracht;

n § 153b StPO: Liegen die Voraussetzungen vor, unter denen das
Gericht von Strafe absehen k�nnte, kann die Staatsanwaltschaft
mit Zustimmung des Gerichts auch bei Verbrechen das Ver-
fahren einstellen; praxisrelevant k�nnen unter anderem sein:
– §§ 157, 158 I StGB: Aussagenotstand und Berichtigung

einer falschen Angabe;
– §§ 174 IV, 182 IV StGB: Sexueller Missbrauch von Schutz-

befohlenen und Jugendlichen, Absehen von Strafe, wenn bei
Ber�cksichtigung des Verhaltens der Person, gegen die sich
die Tat richtet, das Unrecht der Tat gering ist;

– §§ 306, 306a, 306b i.V.m. § 306e I StGB: T�tige Reue bei
Brandstiftungsdelikten;

– §§ 315 VI, 315b V iVm § 320 StGB: T�tige Reue bei
gef�hrlichen Eingriffen in den Bahn-, Schiffs- und Luftver-
kehr sowie in den Straßenverkehr;

– § 31 BtMG: Kronzeugenregelung im Bet�ubungsmittelstraf-
recht;

– § 30a BtMG: Geringe Menge Bet�ubungsmittel zum Eigen-
bedarf;

– § 46a StGB: T�ter-Opfer-Ausgleich, Schadenswiedergutma-
chung, wenn eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder
Geldstrafe bis 180 Tagess�tze verwirkt ist;

– aber auch § 60 StGB: Wenn die Folgen der Tat, die den
T�ter getroffen haben, so schwer sind, dass die Verh�ngung
einer Strafe offensichtlich verfehlt w�re;

n § 154 StPO: Einstellung bei »Mehrfacht�tern«, wenn gegen
den T�ter mehrere Verfahren anh�ngig sind oder waren;

n § 154b StPO: Einstellung bei Auslieferung an eine ausl�n-
dische Regierung und Ausweisung aus dem Geltungsbereich
der Strafprozessordnung;

n § 154d StPO: Einstellung, wenn die Erhebung der �ffentlichen
Klage wegen eines Vergehens von der Beurteilung einer Frage
abh�ngt, die nach B�rgerlichem Recht oder Verwaltungsrecht
zu entscheiden ist.

Die oben genannten Verfahrensbeendigungen setzen grunds�tz-
lich ein Gest�ndnis nicht voraus.22

c) Strafbefehl
In F�llen der mittleren Kriminalit�t oder bei bereits vorbestraften
Mandanten wird eine Einstellung nicht immer zu erreichen sein.
Weitergehende Gespr�che mit dem Mandanten k�nnen zum
Ergebnis haben, dass dieser sich, sei es aufgrund der insoweit
eindeutigen Aktenlage oder aufgrund echter Einsicht mit einer
Bestrafung abfinden k�nnte. Verteidigungsziel kann dennoch
weiter die Vermeidung einer Hauptverhandlung sein. Das Bera-
tungsgespr�ch hat dann die Rechtsfolge »Strafbefehl« zum Inhalt.
Dieser kann Rechtsfolgen von einer Verwarnung mit Strafvor-
behalt (§ 59 StGB) bis zu einer Geldstrafe bis zu einer Freiheits-
strafe von einem Jahr, deren Vollstreckung zur Bew�hrung aus-
gesetzt wird, zum Inhalt haben (§ 407 II StPO). Die Beratung

muss sich dementsprechend auf die angestrebte Rechtsfolge be-
ziehen.

d) Strafh�he und Beratungsbedarf
Hierf�r ist nun folgendes zu bedenken: Zun�chst ist zu pr�fen, ob
die Schuldschwere noch eine Geldstrafe bis einschließlich 90
Tagess�tze m�glich erscheinen l�sst. Nach § 32 II Nr. 5a
BZRG werden Geldstrafen erst ab 91 Tagess�tzen in das F�h-
rungszeugnis aufgenommen.23

Falls diese Grenze angesichts des in Rede stehenden Delikts
nicht in Betracht kommt, kann die Vermeidung einer Freiheits-
strafe als Ziel angestrebt werden. F�r Beamte stellt eine Freiheits-
strafe von einem Jahr eine entscheidende Grenze dar. Im Falle
einer Verurteilung zu einem Jahr Freiheitsstrafe wegen einer vor-
s�tzlichen Tat verlieren Beamte ihre Rechte aus dem Beamten-
verh�ltnis (§ 48 S. 1 Nr. 1 BBG). Das außer Acht Lassen ins-
besondere dieser Grenze bei der Beratung stellt einen Verstoß
gegen anwaltliche Sorgfaltspflichten dar, der auch haftungsrecht-
liche Konsequenzen haben kann.

5. Erreichen des Verteidigungsziels
Kann anhand der Akteneinsicht und des Mandantengespr�chs
von einem im Wesentlichen gekl�rten Sachverhalt ausgegangen
werden, sollte in einer schriftlichen Stellungnahme gegen�ber der
Staatsanwaltschaft24 auf die angestrebte Verfahrensbeendigung
hingewirkt werden. Sofern dies sachgerecht und f�r die Errei-
chung des angestrebten Ziels notwendig ist, kann auch ein schrift-
liches Gest�ndnis25 abgelegt werden.

Wird der Schuldvorwurf bestritten, kommt eine Sachverhaltsdar-
stellung in einem Verteidigerschreiben nur ausnahmsweise in Be-
tracht, da grunds�tzlich in diesen F�llen zu Schweigen zu raten ist.

B. MANDANT IN HAFT
Eine andere Ausgangslage als bei dem oben unter A. geschilderten
ersten Gespr�ch mit dem Mandanten liegt vor, wenn der Man-
dant inhaftiert ist.
Zun�chst ist danach zu differenzieren, ob sich der Mandant

(bereits) in Untersuchungshaft befindet oder ob nur der Fall einer
vorl�ufigen Festnahme vorliegt.

I. Vorl�ufige Festnahme
Bei einer vorl�ufigen Festnahme wird zumeist der Mandant von
der Polizei oder direkt aus dem Vorf�hrtermin bei Gericht an-
rufen. Beispielhaft bezieht sich die nachfolgende Darstellung auf
die erforderliche Vorgehensweise bei einem Anruf des zuk�nfti-
gen Mandanten von der Polizei.26

Ruft also der Beschuldigte an und fragt bez�glich seiner Situa-
tion um Rat, sollte man sich zun�chst vorstellen und auf die
genaue Nachfrage nach dem Namen und Alter27 beschr�nken.28

Alle weiteren Fragen zu diesem Zeitpunkt k�nnen als schon
problematisch angesehen werden, z.B. diejenige nach dem Tat-
vorwurf, weil nicht auszuschließen ist, dass nun blumige Aus-

22 Ausnahme TOA: F�r Gewaltdelikte hat der BGH StraFo 2003, 248, die Notwendigkeit
eines Gest�ndnisses statuiert (in BGH StV 2002, 649 wurde ein Gest�ndnis demgegen-
�ber in einem Fall der gef�hrlichen K�rperverletzung nicht f�r notwendig erachtet).

23 Hier ist zu beachten, dass dies nur f�r bislang Unvorbestrafte gilt, vgl. § 32 II 5b 2. Hs.
BZRG.

24 Gelegentlich findet sich hierf�r die Bezeichnung »Verteidigungsschrift«, der Ausdruck
»Schutzschrift« sollte jedenfalls vermieden werden.

25 Hier sollte der despektierliche Begriff »Einlassung« vermieden werden.
26 Nat�rlich kann es auch so sein, dass ein Anruf von dem ermittelnden Polizeibeamten im

Auftrage des Mandanten erfolgt.
27 Hierdurch l�sst sich vorab kl�ren, ob man es mit einem Jugendlichen oder Heran-

wachsenden zu tun hat.
28 Man erf�hrt nun, ob die Verst�ndigung nur mittels eines Dolmetschers m�glich ist und

hat die Entscheidung zu treffen, ob angesichts bestimmter Erfahrungen mit der kon-
kreten Person des von der Polizei eingeschalteten Dolmetschers besser ein eigener
hinzugezogen wird.
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f�hrungen zur Sache gemacht werden und der ermittelnde Poli-
zeibeamte sich in unmittelbarer N�he befindet.
Es sollte dem Mandanten gesagt werden, dass man kurz mit

dem Beamten reden m�chte, aber das Gespr�ch gleich auch mit
ihm, dem Mandanten, fortsetzen wird.
Auch das Gespr�ch mit dem Ermittlungsbeamten beginnt

selbstverst�ndlich mit der gegenseitigen Vorstellung, wobei der
Name des Gegen�bers ebenso wie alles Weitere sorgf�ltig notiert
werden sollte.
Es ist nun der genaue Tatvorwurf zu erfragen29 und danach, ob

sich der Mandant bereits ge�ußert hat. Dem Polizeibeamten ist
dann mitzuteilen, dass dem Mandanten nunmehr der Rat gege-
ben wird, keine (weiteren) Angaben zur Sache zu machen und es
ist zu fragen, ob der zust�ndige Staatsanwalt bekannt ist. Es ist
kein Fall denkbar, in dem an dieser Stelle nicht gesagt werden
sollte, dass man sich nunmehr sofort auf den Weg zum Verneh-
mungsort macht und davon ausgegangen wird, dass von weiteren
Vernehmungsversuchen abgesehen und das Eintreffen des An-
walts abgewartet wird.30

Man sollte auch darauf hinweisen, dass man sich einen Ver-
merk �ber die genaue Uhrzeit dieses Telefonats fertigen wird.
Sodann ist darum zu bitten, noch einmal mit dem Mandan-

ten sprechen zu d�rfen. Diesem ist der Rat zu geben, keine
(weiteren) Angaben zu machen und das Eintreffen des Anwalts
abzuwarten. Der Mandant ist vorsichtshalber darauf hinweisen,
dass er �berhaupt keine Angaben zu machen braucht, also auch
nicht zu seiner Person nach § 111 OWiG, selbst wenn er darauf
hingewiesen werden sollte. Er soll zun�chst vollst�ndig schwei-
gen.
Bei schwereren Delikten ist der Polizeibeamte zu fragen, ob

eine erkennungsdienstliche Behandlung gem. § 81b StPO oder
eine k�rperliche Untersuchung gem. § 81a StPO (Mord- und
Totschlagsf�lle) unmittelbar bevorsteht. In diesen F�llen (Mord-
kommission) sind die meist erfahrenen Beamten bereit, auch
hiermit auf den Anwalt zu warten. Eine Verpflichtung hierzu
besteht jedoch nicht. Dem Anwalt steht n�mlich bei diesen Maß-
nahmen kein Anwesenheitsrecht zu. Der Mandant ist darauf
hinzuweisen, was mit ihm geschieht und dass er auch bei diesen
polizeilichen Maßnahmen keine (spontanen) �ußerungen von
sich geben soll.

II. Mandatierung durch Dritte
Bei Mandatierung durch Dritte kann es schwierig sein, bis zum
Festgenommenen vorzudringen. Es werden Ausfl�chte vorgetra-
gen, z.B., dass der »zust�ndige Beamte zur Zeit nicht erreichbar«
sei, dass ein »R�ckruf zugesichert« werde, dass »r�ckgefragt wer-
den m�sse«, man »sp�ter noch einmal anrufen« solle.31

1. Kontakt zum Mandanten
In derartigen F�llen sollte zun�chst der die Ermittlungen leitende
Beamte verlangt, bzw. mindestens dessen Namen erfragt werden
sowie der Name des Gespr�chspartners. Es kann dann nur mit-
geteilt werden, man gehe davon aus, dass zur Zeit eine Verneh-
mung stattfindet und man verlange, dass ein Vermerk �ber den
Umstand und die Uhrzeit des Telefonats und der Verteidiger-
meldung gefertigt und sofort in das Vernehmungszimmer ver-
bracht werde. Bei Zweifeln an der diesbez�glichen Integrit�t des
Gespr�chspartners bleibt allein die M�glichkeit, ein Fax zu schi-
cken. Dieses sollte die Aufforderung enthalten, eine etwa gegen-
w�rtig andauernde Beschuldigtenvernehmung sofort zu unterbre-
chen und dem Tatverd�chtigen ein Telefonat mit dem Absender
zu erm�glichen.32

Es empfiehlt sich, die in diesem Zusammenhang erforderlichen
Vorg�nge und Erkl�rungen zu dokumentieren, um eine sp�tere
�berpr�fung der Rechtm�ßigkeit der Vernehmung des Beschul-
digten ohne Mitwirkung eines Verteidigers zu erm�glichen.33

Sp�testens bei Ankunft auf der Polizeidienststelle, aber auch
schon am Telefon, ist mit der Frage nach dem Auftraggeber f�r
das eigene T�tigwerden zu rechnen. Man sollte unter Hinweis auf
die anwaltliche Verpflichtung zur Verschwiegenheit versichern,
man sei um eine Mandats�bernahme gebeten worden.34

Gelegentlich wird folgende Auskunft erteilt: »Der Festgenom-
mene will keinen Anwalt«. Notfalls sollte dann wiederum mit
Hinweis auf die vermerkte Uhrzeit und den Namen des Gegen-
�bers darauf gedr�ngt werden, dass dem Beschuldigten (noch-
mals) mitgeteilt wird, ein Anwalt habe sich f�r ihn gemeldet und
darum gebeten werden, der Beschuldigte m�ge einem seine dies-
bez�gliche Entscheidung selbst mitteilen. Dies gilt auch f�r alle
anderen m�glichen Einwende der Polizeibeamten, etwa, es sei
»bereits ein bestimmter anderer Anwalt angerufen« worden, der
auch demn�chst kommen wolle. Da der Beschuldigte mehrere
Anw�lte35 haben kann, verhindert im �brigen auch dies nicht die
Kontaktaufnahme.
Der Zugang zum Anbahnungsgespr�ch ist nicht davon abh�n-

gig, dass schon eine schriftliche Verteidigervollmacht vorliegt.

2. Erstes Gespr�ch und weiteres Vorgehen
Sind alle H�rden genommen und darf nicht nur ein Mandats-
anbahnungsgespr�ch, sondern nach einer Er�ffnung des – aus-
sagekr�ftigen, eine Verteidigung erm�glichenden – Tatvorwurfs
ein unbewachtes Gespr�ch mit dem Mandanten gef�hrt werden.
Es ist zu entscheiden, wie weiter verfahren wird, insbesondere, ob
dem Dr�ngen der Polizei auf eine Aussage nachgegeben wird.
Hier gilt wiederum zun�chst die Regel, dass fast immer zum

Schweigen zu raten ist und zu Aussagen allenfalls bei Konfliktta-
ten/Affekt und einer Notwehrbehauptung zu raten sein kann.
Unter diesen beiden genannten Aspekten ist sorgf�ltig zu pr�-

fen, inwieweit nicht die entsprechenden Umst�nde auch durch
sp�teres Verteidigerhandeln, etwa Ermittlungsanregungen, in das
Verfahren eingef�hrt werden k�nnen.
Allenfalls �ußerst selten d�rfte ein fester Gest�ndniswille als

autonome und bewußte Gewissensentscheidung des Mandanten,
um »mit sich und seiner Tat ins Reine zu kommen«, in Betracht
kommen.
Kein ausreichendes Motiv f�r eine Aussage in diesem sehr

fr�hen Stadium sind die Angebote von Strafmilderungsm�glich-
keiten und Zusagen der Polizeibeamten bez�glich einer alsbaldi-
gen Freilassung, jedenfalls solange hier�ber nicht auch eine �ber-
einkunft mit der Staatsanwaltschaft getroffen wurde.
Eine �berfl�ssige Diskussion ist die �ber das Teilnahmerecht

des Anwalts am polizeilichen Verh�r. Hinsichtlich der polizei-
lichen Vernehmung besteht keine eindeutige gesetzliche Anwe-
senheitsregelung (anders bei der Vernehmung des Beschuldigten
durch den Staatsanwalt oder Richter, §§ 163a III, 168c I StPO),
also auch kein Rechtsanspruch. Um eine m�gliche Diskussion

29 Vgl. oben.
30 Den Anwalt trifft wegen BGHSt 42, 170, eine besondere Verantwortung: »Ist der

Beschuldigte bei der ersten polizeilichen Vernehmung �ber seine Aussagefreiheit und
sein Recht auf Zuziehung eines Verteidigers belehrt worden, so d�rfen Angaben, die er in
freier Entscheidung ohne Beistand eines Verteidigers macht, auch dann entgegengenom-
men und verwertet werden, wenn er zun�chst die Zuziehung eines Verteidigers ge-
w�nscht hat.«

31 Instruktiv hierzu: Stern Verteidigung in Mord- und Totschlagsverfahren – Praxis der
Strafverteidigung, 2. Aufl. 2005.

32 Vgl. BGHSt 42, 15: Verlangt der Beschuldigte bei einer polizeilichen Vernehmung nach
einem Verteidiger und will der Polizeibeamte die Vernehmung fortsetzen, so ist dies
ohne vorangegangene Konsultation eines Verteidigers nur zul�ssig, wenn sich der Be-
schuldigte ausdr�cklich nach erneutem Hinweis auf sein Recht auf Zuziehung eines
Verteidigers mit der Fortsetzung der Vernehmung einverstanden erkl�rt. Dem m�ssen
allerdings ernsthafte Bem�hungen des Polizeibeamten vorausgegangen sein, dem Be-
schuldigten bei der Herstellung des Kontakts zu einem Verteidiger in effektiver Weise zu
helfen.

33 Vgl. BGHSt 38, 214 (224).
34 Bez�glich der Eltern und der gesetzlichen Vertreter gilt § 137 II StPO.
35 Die Zahl der gew�hlten Verteidiger darf drei nicht �bersteigen, § 137 I 2 StPO.
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hier abzuk�rzen, kann darauf hingewiesen werden, dass der Man-
dant keine Aussagen ohne seinen Anwalt macht.
Steht eine Vorf�hrung vor den Haftrichter an, ergibt sich die

Notwendigkeit von Terminsabsprachen. Hierf�r ist es erforder-
lich, den (Bereitschafts-) Haftrichter und -Staatsanwalt telefo-
nisch erreichen zu k�nnen.
Da sich in diesem Termin das Schicksal des Mandanten, ggfs

auch seiner Familie und nicht selten auch des weiteren Verfahrens
entscheidet, kann davon ausgegangen werden, dass Referendare
nicht allein mit der Vertretung im Vorf�hrtermin betraut werden.
F�r die Verteidigung im Vorf�hrtermin kann daher auf die ein-
schl�gige Literatur verwiesen werden.36

In den anderen F�llen ist die Entlassung des Mandanten zu
begleiten. M�glicherweise empfiehlt sich der Hinweis auf krimi-
naltaktische Kunstgriffe wie die Observation, Telefon�ber-
wachung oder einen Lauschangriff. Auch ist �ber die Haftgr�nde
und deren Voraussetzungen, die es auch im Weiteren zu vermei-
den gilt, ausf�hrlich aufzukl�ren.

III. Untersuchungshaft
Befindet sich der Mandant bereits in einer Untersuchungshaft-
anstalt und soll nun schnellstm�glich ein Verteidigerbesuch statt-
finden, ist Folgendes zus�tzlich zu bedenken:
Trotz des grunds�tzlichen Rechts des Beschuldigten, sich in

jeder Lage des Verfahrens eines Beistands seines Vertrauens zu

bedienen, ist es, solange eine schriftliche Vollmacht (noch) nicht
vorliegt, sinnvoll, zun�chst eine Erlaubnis der Stelle, die die Haft-
kontrolle f�hrt37, einzuholen, um ein unbewachtes Mandats-
anbahnungsgespr�ch zu f�hren.
Es ist außerdem sinnvoll, f�r die Angeh�rigen des Mandanten

ein Merkblatt bereit zu halten, aus dem sich die Einschr�nkungen
und Besonderheiten im Verkehr mit dem Inhaftierten ergeben.38

In den F�llen der Inhaftierung kann es inzwischen als gesicherte
Rechtsprechung angesehen werden, dass beschleunigte Aktenein-
sicht zu gew�hren ist.39 Auch m�ssen nach § 115 III StPO dem
Beschuldigten in F�llen der Untersuchungshaft die ihn belasten-
den – und einen Haftbefehl tragenden – Umst�nde mitgeteilt
werden.
Selbstverst�ndlich konzentriert sich die Problematik in den

F�llen der Haft stark auf die Frage, wann, wie schnell und wo-
durch eine Haftentlassung zu erreichen ist. Die hierzu erforderli-
chen �berlegungen im Hinblick auf eine Haftpr�fung oder Haft-
beschwerde werden im Zweiten Teil ausf�hrlicher dargestellt.

36 Sehr instruktiv hierzu: Schlothauer/Weider Untersuchungshaft – Praxis der Strafverteidi-
gung, 3. Aufl. 2001.

37 Vgl. §§ 119 IV, 126 I StPO und § 72 VI JGG.
38 In vielen Justizvollzugsanstalten werden Merkbl�tter f�r Angeh�rige ausgegeben, die auf

die Situation der Untersuchungshaft eingehen.
39 Grundlegend BGH StV 94, 465.
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Regierungsrat Anton Meyer, M�nchen*

»Kleiner Grenzverkehr«

THEMATIK: Bayerisches Verfassungs- und Verfassungsprozessrecht
SCHWIERIGKEITSGRAD: Hoch

BEARBEITUNGSZEIT: 5 Stunden

Auszug aus den Akten des Bayer. Verfassungsgerichtshofes, Az. Vf. 13-VII-05

Rechtsanwalt M�nchen, den 2.12.2005
Uwe Buchner
Maximilianstr. 49
83022 Rosenheim

An den
Bayer. Verfassungsgerichtshof
80097 M�nchen

Bayer. Verfassungsgerichtshof
Eingang: 6.12.2005

Hiermit erhebe ich namens und im Auftrag meines Mandanten, Herrn Gunnar Moser,
Residenzplatz 7, A-5344 Kufstein, �sterreich – Antragsteller –
Klage
gegen den Freistaat Bayern – Antragsgegner –
und beantrage zu erkennen wie folgt:

1. Art. 75 I 2 und Art. 88a des Bayerischen Gesetzes �ber das Erziehungs- und Unterrichtswesen
(BayEUG) sind nichtig.

2. Der Antragsgegner tr�gt die Kosten des Verfahrens

Zur Begr�ndung ist auszuf�hren:
Mein Mandant ist am 14.8.1987 geboren, deutscher Staatsangeh�riger und Sch�ler der Jahr-

gangsstufe 12 des Staatlichen Franke-Gymnasiums in Raubling im Landkreis Rosenheim. Er wohnt
zusammen mit seinen Eltern in der bayerisch-�sterreichischen Grenzstadt Kufstein.

* Der Autor ist Referent bei der Regierung von Oberbayern, Luftamt S�dbayern.
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